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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung des Beschlusses 
Nr. 1/74 des Gemischten Ausschusses EWG-Österreich zur Ergänzung und Änderung 
des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 
oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit 
der Verwaltungen und des Beschlusses Nr. 2/74 des Gemischten Ausschusses 
EWG-dsterreich über das vereinfachte Verfahren bei der Ausstellung 


von Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 

Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 22. Juli 1972 ist ein Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Re- 
publik Österreich^) unterzeichnet worden, das am 
1. Januar 1973 in Kraft getreten ist. 

Gestützt auf Artikel 16 und 28 des Protokolls 
Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeug- 
nisse mit Ursprung in" oder „Ursprungserzeugnisse" 
und über die Zusammenarbeit der Verwaltungen, 
das Bestandteil des Abkommens ist, hat der Ge- 
mischte Ausschuß am 11. Juni 1974 den Beschluß 
Nr. 1/74 gefaßt, der das genannte Protokoll ergänzt 
und ändert. Gleichzeitig hat der Gemischte Aus- 
schuß am den Beschluß Nr. 2/74 

angenommen, durch den das Verfahren bei der Aus- 
stellung von Warenverkehrsbesdieinigungen EUR. 1 
vereinfacht wird. 
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Diese Beschlüsse sollen in der Gemeinschaft ab 
1. September 1974 Anwendung finden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zur Durchführung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Republik Österreich finden der Beschluß Nr. 1/74 
des Gemischten Ausschusses vom 11. Juni 1974 und 
der Beschluß Nr. 2/74 des Gemischten Ausschusses 
vom in der Gemeinschaft Anwendung. 


A r t i k e 1 2 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1974 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft Nr. L 300 
vom Sl. Dezember 1972, S. 2 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
1. August 1974 - 1/4 -680 70 -E- Wa 24/74: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 15. Juli 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Abkommen EWG-Österreich 
Der Gemischte Ausschuß 

Beschluß Nr. 2/74 des Gemischten Ausschusses vom 

zur Einführung eines vereinfachten Verfahrens für die Ausstellung 

der Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das am 22. Juli 1972 in Brüssel Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Öster- 
reich, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf die Artikel 16 und 28, 

in der Erwägung, daß die Förmlichkeiten bei der 
Ausstellung der Warenverkehrsbescheinigung 
EUR. 1 bei Personen, die häufig Ausfuhren tätigen, 
wesentlich vereinfacht werden können und daß diese 
Vereinfachung im einzelnen geregelt werden muß — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

In Abweichung von Artikel 8 Absätze 1, 2 und 4 
und von den Artikeln 9 und 10 des Protokolls Nr. 3 
wird ein vereinfachtes Verfahren für die Ausstellung 
der Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 nach Maß- 
gabe der nachstehenden Vorschriften eingeführt. 


A r t i k e 1 2 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können einem 
Ausführer (Exporteur), der die Voraussetzungen des 
Artikels 3 erfüllt und Waren ausführen will, für die 
eine Warenverkehrsbesdieinigung EUR. 1 ausge- 
stellt werden kann, nachstehend „ermächtigter Aus- 
führer" (Exporteur) genannt, zum Zweck der Aus- 
stellung einer Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 
unter den Voraussetzungen des Artikels 8 des Proto- 
kolls Nr. 3 gestatten, daß im Zeitpunkt der Ausfuhr 
auf die Gestellung der Ware und auf die Vorlage 
des Antrages auf Ausstellung einer Warenverkehrs- 
bescheinigung EUR. 1 verzichtet wird. 


Artikel 3 

1. Die Bewilligung gemäß Artikel 2 wird nur einem 
Ausführer erteilt, der häufig Waren ausführt und 
der jede Gewähr für die Kontrolle der Ursprungs- 
eigenschaft der Waren bietet, die die Zollbehör- 
den für erforderlich halten. 


2. Die Zollbehörden verweigern die Bewilligung 
einem Ausführer, der nicht die Gewähr bietet, 
die sie für erforderlich halten. 

3, Die Zollbehörden können die Bewilligung jeder- 
zeit widerrufen. Sie sind hierzu verpflichtet, 
wenn der ermächtigte Ausführer die in den vor- 
stehenden Absätzen genannten Voraussetzungen 
nicht mehr erfüllt oder die dort verlangte Ge- 
währ nicht mehr bietet. 

A r t i k e 1 4 

1. Die Zollbehörden legen in der Bewilligung fest, 
daß das Feld Nr. 11 „Sichtvermerk der Zollbe- 
hörde" der Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 

a) entweder im voraus mit dem Abdruck des 
Stempels der befugten Zollstelle des Aus- 
fuhrstaates sowie der eigenhändigen Unter- 
schrift eines Beamten dieser Zollstelle oder 
des Abdrucks dieser Unterschrift versehen 
wird, oder 

b) von dem ermächtigten Ausführer mit dem 
Abdruck eines von den Zollbehörden des 
Ausfuhrstaates zugelassenen Sonderstempels 
versehen wird, der dem Muster im Anhang 
entspricht. Dieser Stempelabdruck kann in die 
Formblätter eingedruckt werden. 

2. In den Fällen des Absatzes 1 Buchstabe a) ent- 
hält das Feld Nr. 7 „Bemerkungen" der Waren- 
verkehrsbescheinigung EUR. 1 einen der folgen- 
den Vermerke: „Vereinfachtes Verfahren", 
„Forenklet procedure", „Simplified procedure", 
„Procedure simplifiee", Procedura semplificata", 
„Vereenvoudigde procedure". 

3. Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können für 
den Fall des vereinfachten Verfahrens die Ver- 
wendung von Warenverkehrsbescheinigungen 
EUR. 1 vorschreiben, die mit einem Unterschei- 
dungszeichen versehen sind. 

Artikel 5 

1. Die Zollbehörden vermerken in der Bewilligung 
insbesondere: 

a) die Voraussetzungen, nach denen die An- 
träge auf Ausstellung von Warenverkehrs- 
bescheinigungen EUR. 1 zu stellen sind; 
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b) die Voraussetzungen, nach denen diese An- 
träge sowie die nach Maßgabe von Artikel 8 
Absatz 2 des Protokolls Nr. 3 ausgestellten 
Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1, auf 
deren Grundlage weitere Warenverkehrs- 
bescheinigungen EUR. 1 ausgestellt wurden, 
für mindestens zwei Jahre aufzubewahren 
sind; 

c) außerdem in den Fällen des Artikels 4 Ab- 
satz 1 Buchstabe b die Zollbehörden, die für 
die nachträgliche Kontrolle im Sinne von 
Artikel 19 des Beschlusses Nr. 3/73 des Ge- 
mischten Ausschusses zuständig sind. 

2. Der ermächtigte Ausführer kann verpflichtet wer- 
den, die Zollbehörden nach einem von diesen 
festgelegten Verfahren von dem beabsichtigten 
Versand der Waren zu unterrichten, um der zu- 
ständigen Zollstelle die Möglidikeit zu geben, 
vor Abgang der Ware eine Kontrolle durchzu- 
führen. 

Artikel 6 

Wenn im Rahmen des vereinfachten Verfahrens 
Artikel 20 des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten 
Ausschusses angewendet wird, werden die in diesem 
Artikel bezeichneten Angaben entweder durch Hin- 
zufügung eines Abdrucks des Stempels der zustän- 
digen Zollstelle des Ausfuhrstaates oder des Son- 
derstempels nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b 
bestätigt. Letzterer kann im Formblatt eingedruckt 
sein. 

Artikel 7 

1. In den Fällen des Artikels 4 Absatz 1 wird das 
Feld „Sichtvermerk der Zollbehörde'' der Waren- 
verkehrsbescheinigung EUR. 1 vom ermächtigten 
Ausführer gegebenenfalls vervollständigt. 


2. Der ermächtigte Ausführer vermerkt gegebenen- 
falls in Feld 13 „Ersuchen um Nachprüfung" der 
Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 die Be- 
zeichnung und Anschrift der zur Prüfung der 
Warenverkehrsbescheinigung befugten Zollbe- 
hörde. 

Artikel 8 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können bei 
den ermächtigten Ausführern jede Kontrolle vor- 
nehmen, die sie für erforderlich halten. Diese haben 
die Kontrollen zu dulden. 


Artikel 9 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können be- 
stimmte Warenarten von den in Artikel 1 vorge- 
sehenen Erleichterungen ausschließen. 


Artikel 10 

Dieser Beschluß läßt die Anwendung von Vorschrif- 
ten der Gemeinschaft, der Mitgliedstaaten und 
Österreichs über den Gebrauch von Zollpapieren 
und über die Zollförmlichkeiten unberührt. 


Artikel 11 

Dieser Beschluß wird sinngemäß angewendet, wenn 
die in Artikel 13 Absatz 3 des Beschlusses Nr. 10/73 
des Gemischten Ausschusses bezeichneten Muster 
der Warenverkehrsbescheinigungen verwendet wer- 
den. 
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Anhang 



30 mm 



(1) 

EUR. 1 


(2) 


(1) Kennbuchstabe oder Wappen des Ausfuhrstaates 

(2) Angaben über den ermächtigten Ausführer 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung des Beschlusses 
Nr. 1/74 des Gemischten Ausschusses EWG-Portugal zur Ergänzung und Änderung 
des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 
oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit 
der Verwaltungen und des Beschlusses Nr. 2/74 des Gemischten Ausschusses 
EWG-Portugal über das vereinfachte Verfahren bei der Aussteliung 
von Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 22. Juli 1972 ist ein Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Re- 
publik Portugal unterzeichnet worden, das am 
1. Januar 1973 in Kraft getreten ist. 

Gestützt auf Artikel 16 und 28 des Protokolls 
Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeug- 
nisse mit Ursprung in" oder „Ursprungserzeugnisse" 
und über die Zusammenarbeit der Verwaltungen, 
das Bestandteil des Abkommens ist, hat der Ge- 
mischte Ausschuß am den Beschluß 

Nr. 1/74 gefaßt, der das genannte Protokoll ergänzt 
und ändert. Gleichzeitig hat der Gemischte Aus- 
schuß am den Beschluß Nr. 2/74 

angenommen, durch den das Verfahren bei der Aus- 
stellung von Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1 
vereinfacht wird. 


Diese Beschlüsse sollen in der Gemeinschaft ab 
1. September 1974 Anwendung finden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zur Durchführung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Republik Portugal finden der Beschluß Nr. 1/74 des 
Gemischten Ausschusses vom und der 

Beschluß Nr. 2/74 des Gemischten Ausschusses vom 
in der Gemeinschaft Anwendung. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1974 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 301 
vom 31. Dezember 1972, S, 165 
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Abkommen EWG-Portugal 
- Der Gemischte Ausschuß - 

Beschluß Nr. 1/74 des Gemischten Ausschusses zur Ergänzung und Änderung des Protokolls Nr. 3 
über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ 
und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das am 22. Juli 1972 in Brüssel Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Portugal, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf Artikel 28, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Beschluß Nr. 10/73 des Gemischten Ausschus- 
ses hat einige Vorschriften des Protokolls Nr. 3 er- 
gänzt und geändert, insbesondere Artikel 8. 

Es ist erforderlich, das Verfahren bei der Aus- 
stellung der Warenverkehrsbescheinigung festzu- 
legen, wenn diese sich auf Zubehör, Ersatzteile und 
Werkzeuge bezieht, die mit Geräten, Maschinen, 
Apparaten oder Fahrzeugen geliefert werden — 


BESCHLIESST: 


Einziger Artikel 

1. Artikel 8 des Protokolls Nr. 3 wird durch folgen- 
den Absatz ergänzt: 

„4. Zubehör, Ersatzteile und Werkzeuge, die mit 
Geräten, Maschinen, Apparaten oder Fahr- 
zeugen geliefert werden, werden mit diesen 
zusammen als Einheit angesehen, wenn sie 
als Bestandteil der Normalausrüstung in 
deren Preis enthalten sind oder nicht geson- 
dert in Rechnung gestellt werden." 

2. Der frühere Absatz 4 des Artikels 8 des Proto- 
kolls Nr. 3 wird Absatz 5. 

3. Die Worte „Artikel 8 Absatz 4" in der siebenten 
Zeile des ersten Absatzes von Artikel 16 des 
Protokolls Nr. 3 werden durch die Worte „Ar- 
tikel 8 Absatz 5" ersetzt, 

4. Die Worte „Artikel 8 Absatz 2 oder 4" in der 
ersten Zeile der Anmerkung 9 zu den Artikeln 16 
und 22 im Anhang I des Protokolls Nr. 3 werden 
durch die Worte „Artikel 8 Absatz 2 oder 5" 
ersetzt. 
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Abkommen EWG-Portugal 
Der Gemischte Ausschuß 

Beschluß Nr. 2/74 des Gemischten Ausschusses vom 

zur Einführung eines vereinfachten Verfahrens für die Ausstellung 

der Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das am 22. Juli 1972 in Brüssel Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Portugal, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in'' 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf die Artikel 16 und 28, 

in der Erwägung, daß die Förmlichkeiten bei der 
Ausstellung der Warenverkehrsbescheinigung 
EUR. 1 bei Personen, die häufig Ausfuhren tätigen, 
wesentlich vereinfacht werden können und daß diese 
Vereinfachung im einzelnen geregelt werden muß — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

ln Abweichung von Artikel 8 Absätze 1, 2 und 4 
und von den Artikeln 9 und 10 des Protokolls Nr. 3 
wird ein vereinfachtes Verfahren für die Ausstellung 
der Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 nach Maß- 
gabe der nachstehenden Vorschriften eingeführt. 

Artikel 2 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können einem 
Ausführer (Exporteur), der die Voraussetzungen des 
Artikels 3 erfüllt und Waren ausführen will, für die 
eine Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 ausge- 
stellt werden kann, nachstehend „ermächtigter Aus- 
führer" (Exporteur) genannt, zum Zweck der Aus- 
stellung einer Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 
unter den Voraussetzungen des Artikels 8 des Proto- 
kolls Nr. 3 gestatten, daß im Zeitpunkt der Ausfuhr 
auf die Gestellung der Ware und auf die Vorlage 
des Antrages auf Ausstellung einer Warenverkehrs- 
bescheinigung EUR. 1 verzichtet wird. 

Artikel 3 

1. Die Bewilligung gemäß Artikel 2 wird nur einem 
Ausführer erteilt, der häufig Waren ausführt und 
der jede Gewähr für die Kontrolle der Ursprungs- 
eigensdiaft der Waren bietet, die die Zollbehör- 
den für erforderlich halten. 

2, Die Zollbehörden verweigern die Bewilligung 
einem Ausführer, der nicht die Gewähr bietet, 
die sie für erforderlich halten. 


3. Die Zollbehörden können die Bewilligung jeder- 
zeit widerrufen. Sie sind hierzu verpflichtet, 
wenn der ermächtigte Ausführer die in den vor- 
stehenden Absätzen genannten Voraussetzungen 
nicht mehr erfüllt oder die dort verlangte Ge- 
währ nicht mehr bietet. 


A r t i k e 1 4 

1. Die Zollbehörden legen in der Bewilligung fest, 
daß das Feld Nr. 11 „Sichtvermerk der Zollbe- 
hörde" der Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 

a) entweder im voraus mit dem Abdruck des 
Stempels der befugten Zollstelle des Aus- 
fuhrstaates sowie der eigenhändigen Unter- 
schrift eines Beamten dieser Zollstelle oder 
des Abdrucks dieser Unterschrift versehen 
wird, oder 

b) von dem ermächtigten Ausführer mit dem 
Abdruck eines von den Zollbehörden des 
Ausfuhrstaates zugelassenen Sonderstempels 
versehen wird, der dem Muster im Anhang 
entspricht. Dieser Stempelabdruck kann in die 
Formblätter eingedruckt werden. 

2. In den Fällen des Absatzes 1 Buchstabe a) ent- 
hält das Feld Nr. 7 „Bemerkungen" der Waren- 
verkehrsbescheinigung EUR. 1 einen der folgen- 
den Vermerke: „Vereinfachtes Verfahren", 
„Forenklet procedure", „Simplified procedure", 
„Procedure simplifiee", Procedura semplificata", 
„Vereenvoudigde procedure", Procedimento 
simplificado". 

3. Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können für 
den Fall des vereinfachten Verfahrens die Ver- 
wendung von Warenverkehrsbescheinigungen 
EUR. 1 vorschreiben, die mit einem Unterschei- 
dungszeichen versehen sind. 

Artikel 5 

1. Die Zollbehörden vermerken in der Bewilligung 
insbesondere: 

a) die Voraussetzungen, nach denen die An- 
träge auf Ausstellung von Warenverkehrs- 
bescheinigungen EUR. 1 zu stellen sind; 

b) die Voraussetzungen, nach denen diese An- 
träge sowie die nach Maßgabe von Artikel 8 
Absatz 2 des Protokolls Nr, 3 ausgestellten 
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Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1, auf 
deren Grundlage weitere Warenverkehrs- 
bescheinigungen EUR. 1 ausgestellt wurden, 
für mindestens zwei Jahre aufzubewahren 
sind; 

c) außerdem in den Fällen des Artikels 4 Ab- 
satz 1 Buchstabe b die Zollbehörden, die für 
die nachträgliche Kontrolle im Sinne von 
Artikel 19 des Beschlusses Nr. 3/73 des Ge- 
mischten Ausschusses zuständig sind. 

2. Der ermächtigte Ausführer kann verpflichtet wer- 
den, die Zollbehörden nach einem von diesen 
festgelegten Verfahren von dem beabsichtigten 
Versand der Waren zu unterrichten, um der zu- 
ständigen Zollstelle die Möglichkeit zu geben, 
vor Abgang der Ware eine Kontrolle durchzu- 
führen. 

Artikel 6 

Wenn im Rahmen des vereinfachten Verfahrens 
Artikel 20 des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten 
Ausschusses angewendet wird, werden die in diesem 
Artikel bezeichneten Angaben entweder durch Hin- 
zufügung eines Abdrucks des Stempels der zustän- 
digen Zollstelle des Ausfuhrstaates oder des Son- 
derstempels nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b 
bestätigt. Letzterer kann im Formblatt eingedruckt 
sein. 

Artikel 7 

1. In den Fällen des Artikels 4 Absatz 1 wird das 
Feld „Sichtvermerk der Zollbehörde" der Waren- 
verkehrsbescheinigung EUR. 1 vom ermächtigten 
Ausführer gegebenenfalls vervollständigt. 


2. Der ermächtigte Ausführer vermerkt gegebenen- 
falls in Feld 13 „Ersuchen um Nachprüfung" der 
Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 die Be- 
zeichnung und Anschrift der zur Prüfung der 
Warenverkehrsbescheinigung befugten Zollbe- 
hörde. 

Artikel 8 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können bei 
den ermächtigten Ausführern jede Kontrolle vor- 
nehmen, die sie für erforderlich halten. Diese haben 
die Kontrollen zu dulden. 

Artikel 9 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können be- 
stimmte Warenarten von den in Artikel 1 vorge- 
sehenen Erleichterungen ausschließen. 


Artikel 10 

Dieser Beschluß läßt die Anwendung von Vorschrif- 
ten der Gemeinschaft, der Mitgliedstaaten und 
Portugals über den Gebrauch von Zollpapieren und 
über die Zollförmlichkeiten unberührt. 


Artikel 11 

Dieser Beschluß wird sinngemäß angewendet, wenn 
die in Artikel 13 Absatz 3 des Beschlusses Nr. 10/73 
des Gemischten Ausschusses bezeichneten Muster 
der Warenverkehrsbescheinigungen verwendet wer- 
den. 
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Anhang 
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(1) Kennbuchstabe oder Wappen des Ausfuhrstaates 

(2) Angaben über den ermächtigten Ausführer 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung des Beschlusses 
Nr. 1/74 des Gemischten Ausschusses EWG-Schweden zur Ergänzung und Änderung 
des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 
oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit 
der Verwaltungen und des Beschlusses Nr. 2/74 des Gemischten Ausschusses 
EWG-Schweden über das vereinfachte Verfahren bei der Ausstellung 


von Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 22. Juli 1972 ist ein Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem 
Königreich Schweden unterzeichnet worden, das 
am 1. Januar 1973 in Kraft getreten ist. 

Gestützt auf Artikel 16 und 28 des Protokolls 
Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeug- 
nisse mit Ursprung in" oder „Ursprungserzeugnisse" 
und über die Zusammenarbeit der Verwaltungen, 
das Bestandteil des Abkommens ist, hat der Ge- 
mischte Ausschuß am 30. Mai 1974 den Beschluß 
Nr. 1/74 gefaßt, der das genannte Protokoll ergänzt 
und ändert. Gleichzeitig hat der Gemischte Aus- 
schuß am den Beschluß Nr. 2/74 

angenommen, durch den das Verfahren bei der Aus- 
stellung von Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1 
vereinfacht wird. 


1 


Diese Beschlüsse sollen in der Gemeinschaft ab 
1. September 1974 Anwendung finden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Zur Durchführung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem 
Königreich Schweden finden der Beschluß Nr. 1/74 
des Gemischten Ausschusses vom 30. Mai 1974 und 
der Beschluß Nr. 2/74 des Gemischten Ausschusses 
vom in der Gemeinschaft Anwendung. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1974 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 300 
vom 31. Dezember 1972, S. 97 
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Abkommen EWG-Schweden 
- Der Gemischte Ausschuß ~ 

Beschluß Nr. 1/74 des Gemischten Ausschusses zur Ergänzung und Änderung des Protokolls Nr. 3 
über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ 
und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das am 22. Juli 1972 in Brüssel Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Schwe- 
den, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf Artikel 28, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Beschluß Nr. 10/73 des Gemischten Ausschus- 
ses hat einige Vorschriften des Protokolls Nr. 3 er- 
gänzt und geändert, insbesondere Artikel 8. 

Es ist erforderlich, das Verfahren bei der Aus- 
stellung der Warenverkehrsbescheinigung festzu- 
legen, wenn diese sich auf Zubehör, Ersatzteile und 
Werkzeuge bezieht, die mit Geräten, Maschinen, 
Apparaten oder Fahrzeugen geliefert werden — 

BESCHLIESST: 


Einziger Artikel 

1. Artikel 8 des Protokolls Nr. 3 wird durch folgen- 
den Absatz ergänzt: 

„4. Zubehör, Ersatzteile und Werkzeuge, die mit 
Geräten, Maschinen, Apparaten oder Fahr- 
zeugen geliefert werden, werden mit diesen 
zusammen als Einheit angesehen, wenn sie 
als Bestandteil der Normalausrüstung in 
deren Preis enthalten sind oder nicht geson- 
dert in Rechnung gestellt werden." 

2. Der frühere Absatz 4 des Artikels 8 des Proto- 
kolls Nr. 3 wird Absatz 5. 

3. Die Worte „Artikel 8 Absatz 4" in der siebenten 
Zeile des ersten Absatzes von Artikel 16 des 
Protokolls Nr. 3 werden durch die Worte „Ar- 
tikel 8 Absatz 5" ersetzt. 

4. Die Worte „Artikel 8 Absatz 2 oder 4" in der 
ersten Zeile der Anmerkung 9 zu den Artikeln 16 
und 22 im Anhang I des Protokolls Nr. 3 werden 
durch die Worte „Artikel 8 Absatz 2 oder 5" 
ersetzt. 
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Abkommen EWG-Schweden 
Der Gemischte Ausschuß 

Beschluß Nr. 2/74 des Gemischten Ausschusses vom 

zur Einführung eines vereinfachten Verfahrens für die Aussteiiung 

der Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das am 22. Juli 1972 in Brüssel Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Schwe- 
den, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf die Artikel 16 und 28, 

in der Erwägung, daß die Förmlichkeiten bei der 
Ausstellung der Warenverkehrsbescheinigung 
EUR. 1 bei Personen, die häufig Ausfuhren tätigen, 
wesentlich vereinfacht werden können und daß diese 
Vereinfachung im einzelnen geregelt werden muß — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

In Abweichung von Artikel 8 Absätze 1, 2 und 4 
und von den Artikeln 9 und 10 des Protokolls Nr. 3 
wird ein vereinfachtes Verfahren für die Ausstellung 
der Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 nach Maß- 
gabe der nachstehenden Vorschriften eingeführt. 


Artikel 2 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können einem 
Ausführer (Exporteur), der die Voraussetzungen des 
Artikels 3 erfüllt und Waren ausführen will, für die 
eine Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 ausge- 
stellt werden kann, nachstehend „ermächtigter Aus- 
führer" (Exporteur) genannt, zum Zweck der Aus- 
stellung einer Warenverkehrsbesdieinigung EUR. 1 
unter den Voraussetzungen des Artikels 8 des Proto- 
kolls Nr. 3 gestatten, daß im Zeitpunkt der Ausfuhr 
auf die Gestellung der Ware und auf die Vorlage 
des Antrages auf Ausstellung einer Warenverkehrs- 
bescheinigung EUR. 1 verzichtet wird. 


Artikel 3 

1. Die Bewilligung gemäß Artikel 2 wird nur einem 
Ausführer erteilt, der häufig Waren ausführt und 
der jede Gewähr für die Kontrolle der Ursprungs- 
eigenschaft der Waren bietet, die die Zollbehör- 
den für erforderlich halten. 


2. Die Zollbehörden verweigern die Bewilligung 
einem Ausführer, der nicht die Gewähr bietet, 
die sie für erforderlich halten. 

3. Die Zollbehörden können die Bewilligung jeder- 
zeit widerrufen. Sie sind hierzu verpflichtet, 
wenn der ermächtigte Ausführer die in den vor- 
stehenden Absätzen genannten Voraussetzungen 
nicht mehr erfüllt oder die dort verlangte Ge- 
währ nicht mehr bietet. 


Artikel 4 

1. Die Zollbehörden legen in der Bewilligung fest, 
daß das Feld Nr. 11 „Sichtvermerk der Zollbe- 
hörde" der Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 

a) entweder im voraus mit dem Abdruck des 
Stempels der befugten Zollstelle des Aus- 
fuhrstaates sowie der eigenhändigen Unter- 
schrift eines Beamten dieser Zollstelle oder 
des Abdrucks dieser Unterschrift versehen 
wird, oder 

b) von dem ermächtigten Ausführer mit dem 
Abdruck eines von den Zollbehörden des 
Ausfuhrstaates zugelassenen Sonderstempels 
versehen wird, der dem Muster im Anhang 
entspricht. Dieser Stempelabdruck kann in die 
Formblätter eingedruckt werden. 

2. In den Fällen des Absatzes 1 Buchstabe a) ent- 
hält das Feld Nr. 7 „Bemerkungen" der Waren- 
verkehrsbescheinigung EUR.' 1 einen der folgen- 
den Vermerke: „Vereinfachtes Verfahren", 
„Forenklet procedure", „Simplified procedure", 
„Procedure simplifiee". Procedura semplificata", 
„Vereenvoudigde procedure", „Förenklad pro- 
cedur". 

3. Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können für 
den Fall des vereinfachten Verfahrens die Ver- 
wendung von Warenverkehrsbescheinigungen 
EUR. 1 vorschreiben, die mit einem Unterschei- 
dungszeichen versehen sind. 


Artikel 5 

1. Die Zollbehörden vermerken in der Bewilligung 
insbesondere: 
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a) die Voraussetzungen, nach denen die An- 
träge auf Ausstellung von Warenverkehrs- 
bescheinigungen EUR. 1 zu stellen sind; 

b) die Voraussetzungen, nach denen diese An- 
träge sowie die nach Maßgabe von Artikel 8 
Absatz 2 des Protokolls Nr. 3 ausgestellten 
Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1, auf 
deren Grundlage weitere Warenverkehrsbe- 
scheinigungen EUR. 1 ausgestellt wurden, für 
mindestens zwei Jahre aufzubewahren sind; 

c) außerdem in den Fällen des Artikels 4 Ab- 
satz 1 Buchstabe b die Zollbehörden, die für 
die nachträgliche Kontrolle im Sinne von 
Artikel 19 des Beschlusses Nr. 3/73 des Ge- 
mischten Ausschusses zuständig sind. 

2, Der ermächtigte Ausführer kann verpflichtet wer- 
den, die Zollbehörden nach einem von diesen 
festgelegten Verfahren von dem beabsichtigten 
Versand der Waren zu unterrichten, um der zu- 
ständigen Zollstelle die Möglichkeit zu geben, 
vor Abgang der Ware eine Kontrolle durchzu- 
führen. 

A r t i k e 1 6 

Wenn im Rahmen des vereinfachten Verfahrens 
Artikel 20 des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten 
Ausschusses angewendet wird, werden die in diesem 
Artikel bezeichneten Angaben entweder durch Hin- 
zufügung eines Abdrucks des Stempels der zustän- 
digen Zollstelle des Ausfuhrstaates oder des Son- 
derstempels nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b 
bestätigt. Letzterer kann im Formblatt eingedruckt 
sein. 

Artikel 7 

1. In den Fällen des Artikels 4 Absatz 1 wird das 
Feld „Sichtvermerk der Zollbehörde" der Waren- 


verkehrsbescheinigung EUR. 1 vom ermächtigten 
Ausführer gegebenenfalls vervollständigt. 

2. Der ermächtigte Ausführer vermerkt gegebenen- 
falls in Feld 13 „Ersuchen um Nachprüfung" der 
Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 die Be- 
zeichnung und Anschrift der zur Prüfung der 
Warenverkehrsbescheinigung befugten Zollbe- 
hörde. 


Artikel 8 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können bei 
den ermächtigten Ausführern jede Kontrolle vor- 
nehmen, die sie für erforderlich halten. Diese haben 
die Kontrollen zu dulden. 


Artikel 9 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können be- 
stimmte Warenarten von den in Artikel 1 vorge- 
sehenen Erleichterungen ausschließen. 


Artikel 10 

Dieser Beschluß läßt die Anwendung von Vorschrif- 
ten der Gemeinschaft, der Mitgliedstaaten und 
Schwedens über den Gebrauch von Zollpapieren und 
über die Zollförmlichkeiten unberührt. 


Artikel 11 

Dieser Beschluß wird sinngemäß angewendet, wenn 
die in Artikel 13 Absatz 3 des Beschlusses Nr. 10/73 
des Gemischten Ausschusses bezeichneten Muster 
der Warenverkehrsbescheinigungen verwendet wer- 
den. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung des Beschlusses 
Nr. 1/74 des Gemischten Ausschusses EWG-Schweiz zur Ergänzung und Änderung 
des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 
oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit 
der Verwaitungen und des Beschlusses Nr. 2/74 des Gemischten Ausschusses 
EWG-Schweiz über das vereinfachte Verfahren bei der Aussteiiung 


von Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 22. Juli 1972 ist ein Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft unterzeichnet 
worden, das am 1. Januar 1973 in Kraft getreten ist. 

Gestützt auf Artikel 16 und 28 des Protokolls 
Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeug- 
nisse mit Ursprung in" oder „Ursprungserzeugnisse" 
und über die Zusammenarbeit der Verwaltungen, 
das Bestandteil des Abkommens ist, hat der Ge- 
mischte Ausschuß am 27. Mai 1974 den Beschluß 
Nr. 1/74 gefaßt, der das genannte Protokoll ergänzt 
und ändert. Gleichzeitig hat der Gemischte Aus- 
schuß am den Beschluß Nr. 2/74 

angenommen, durch den das Verfahren bei der Aus- 
stellung von Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1 
vereinfacht wird. 


Diese Beschlüsse sollen in der Gemeinschaft ab 
1. September 1974 Anwendung finden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zur Durchführung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft finden der Be- 
schluß Nr. 1/74 des Gemischten Ausschusses vom 
27. Mai 1974 und der Beschluß Nr. 2/74 des Ge- 
mischten Ausschusses vom in der Ge- 

meinschaft Anwendung. 

A r t i k e 1 2 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1974 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 300 
vom 31. Dezember 1972, S. 189 
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Abkommen EWG-Schweiz 
- Der Gemischte Ausschuß ~ 

Beschluß Nr. 1/74 des Gemischten Ausschusses zur Ergänzung und Änderung des Protokolls Nr. 3 
über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ 
und Uber die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das am 22. Juli 1972 in Brüssel Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf Artikel 28, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Beschluß Nr. 10/73 des Gemischten Ausschus- 
ses hat einige Vorschriften des Protokolls Nr. 3 er- 
gänzt und geändert, insbesondere Artikel 8. 

Es ist erforderlich, das Verfahren bei der Aus- 
stellung der Warenverkehrsbescheinigung festzu- 
legen, wenn diese sich auf Zubehör, Ersatzteile und 
Werkzeuge bezieht, die mit Geräten, Maschinen, 
Apparaten oder Fahrzeugen geliefert werden — 

BESCHLIESST: 


EinzigerArtikel 

1. Artikel 8 des Protokolls Nr. 3 wird durch folgen- 
den Absatz ergänzt: 

„4. Zubehör, Ersatzteile und Werkzeuge, die mit 
Geräten, Maschinen, Apparaten oder Fahr- 
zeugen geliefert werden, werden mit diesen 
zusammen als Einheit angesehen, wenn sie 
als Bestandteil der Normalausrüstung in 
deren Preis enthalten sind oder nicht geson- 
dert in Rechnung gestellt werden." 

2. Der frühere Absatz 4 des Artikels 8 des Proto- 
kolls Nr. 3 wird Absatz 5. 

3. Die Worte „Artikel 8 Absatz 4" in der siebenten 
Zeile des ersten Absatzes von Artikel 16 des 
Protokolls Nr. 3 werden durch die Worte „Ar- 
tikel 8 Absatz 5" ersetzt. 

4. Die Worte „Artikel 8 Absatz 2 oder 4" in der 
ersten Zeile der Anmerkung 9 zu den Artikeln 16 
und 22 im Anhang I des Protokolls Nr. 3 werden 
durch die Worte „Artikel 8 Absatz 2 oder 5" 
ersetzt. 
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Abkommen EWG-Schweiz 
Der Gemischte Ausschuß 

Beschluß Nr. 2/74 des Gemischten Ausschusses vom 

zur Einführung eines vereinfachten Verfahrens für die Ausstellung 

der Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das am 22. Juli 1972 in Brüssel unter-' 
zeidinete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf die Artikel 16 und 28, 

in der Erwägung, daß die Förmlichkeiten bei der 
Ausstellung der Warenverkehrsbescheinigung 
EUR. 1 bei Personen, die häufig Ausfuhren tätigen, 
wesentlich vereinfacht werden können und daß diese 
Vereinfachung im einzelnen geregelt werden muß — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

In Abweichung von Artikel 8 Absätze 1, 2 und 4 
und von den Artikeln 9 und 10 des Protokolls Nr. 3 
wird ein vereinfachtes Verfahren für die Ausstellung 
der Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 nach Maß- 
gabe der nachstehenden Vorschriften eingeführt. 


Artikel 2 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können einem 
Ausführer (Exporteur), der die Voraussetzungen des 
Artikels 3 erfüllt und Waren ausführen will, für die 
eine Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 ausge- 
stellt werden kann, nachstehend „ermächtigter Aus- 
führer" (Exporteur) genannt, zum Zweck der Aus- 
stellung einer Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 
unter den Voraussetzungen des Artikels 8 des Proto- 
kolls Nr. 3 gestatten, daß im Zeitpunkt der Ausfuhr 
auf die Gestellung der Ware und auf die Vorlage 
des Antrages auf Ausstellung einer Warenverkehrs- 
bescheinigung EUR. 1 verzichtet wird. 


Artikel 3 

1. Die Bewilligung gemäß Artikel 2 wird nur einem 
Ausführer erteilt, der häufig Waren ausführt und 
der jede Gewähr für die Kontrolle der Ursprungs- 
eigenschaft der Waren bietet, die die Zollbehör- 
den für erforderlich halten. 


2. Die Zollbehörden verweigern die Bewilligung 
einem Ausführer, der nicht die Gewähr bietet, 
die sie für erforderlich halten. 

3. Die Zollbehörden können die Bewilligung jeder- 
zeit widerrufen. Sie sind hierzu verpflichtet, 
wenn der ermächtigte Ausführer die in den vor- 
stehenden Absätzen genannten Voraussetzungen 
nicht mehr erfüllt oder die dort verlangte Ge- 
währ nicht mehr bietet. 


A r t i k e 1 4 

1. Die Zollbehörden legen in der Bewilligung fest, 
daß das Feld Nr. 11 „Sichtvermerk der Zollbe- 
hörde" der Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 

a) entweder im voraus mit dem Abdruck des 
Stempels der befugten Zollstelle des Aus- 
fuhrstaates sowie der eigenhändigen Unter- 
schrift eines Beamten dieser Zollstelle oder 
des Abdrucks dieser Unterschrift versehen 
wird, oder 

b) von dem ermächtigten Ausführer mit dem 
Abdruck eines von den Zollbehörden des 
Ausfuhrstaates zugelassenen Sonderstempels 
versehen wird, der dem Muster im Anhang 
entspricht. Dieser Stempelabdruck kann in die 
Formblätter eingedruckt werden. 

2. In den Fällen des Absatzes 1 Buchstabe a) ent- 
hält das Feld Nr. 7 „Bemerkungen" der Waren- 
verkehrsbescheinigung EUR. 1 einen der folgen- 
den Vermerke: „Vereinfachtes Verfahren", 
„Forenklet procedure", „Simplified procedure", 
„Procedure simplifiee". Procedura semplificata", 
„Vereenvoudigde procedure". 

3. Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können für 
den Fall des vereinfachten Verfahrens die Ver- 
wendung von Warenverkehrsbescheinigungen 
EUR. 1 vorschreiben, die mit einem Unterschei- 
dungszeichen versehen sind. 

Artikel 5 

1. Die Zollbehörden vermerken in der Bewilligung 
insbesondere: 

a) die Voraussetzungen, nach denen die An- 
träge auf Ausstellung von Warenverkehrs- 
bescheinigungen EUR. 1 zu stellen sind; 
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b) die Voraussetzungen, nach denen diese An- 
träge sowie die nach Maßgabe von Artikel 8 
Absatz 2 des Protokolls Nr. 3 ausgestellten 
Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1, auf 
deren Grundlage weitere Warenverkehrs- 
bescheinigungen EUR. 1 ausgestellt wurden, 
für mindestens zwei Jahre aufzubewahren 
sind; 

c) außerdem in den Fällen des Artikels 4 Ab- 
satz 1 Buchstabe b die Zollbehörden, die für 
die nachträgliche Kontrolle im Sinne von 
Artikel 19 des Beschlusses Nr. 3/73 des Ge- 
mischten Ausschusses zuständig sind. 

2. Der ermächtigte Ausführer kann verpflichtet wer- 
den, die Zollbehörden nach einem von diesen 
festgelegten Verfahren von dem beabsichtigten 
Versand der Waren zu unterrichten, um der zu- 
ständigen Zollstelle die Möglichkeit zu geben, 
vor Abgang der Ware eine Kontrolle durchzu- 
führen. 

Artikel 6 

Wenn im Rahmen des vereinfachten Verfahrens 
Artikel 20 des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten 
Ausschusses angewendet wird, werden die in diesem 
Artikel bezeichneten Angaben entweder durch Hin- 
zufügung eines Abdrucks des Stempels der zustän- 
digen Zollstelle des Ausfuhrstaates oder des Son- 
derstempels nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b 
bestätigt. Letzterer kann im Formblatt eingedruckt 
sein. 

Artikel 7 

1, In den Fällen des Artikels 4 Absatz 1 wird das 
Feld „Sichtvermerk der Zollbehörde" der Waren- 
verkehrsbescheinigung EUR. 1 vom ermächtigten 
Ausführer gegebenenfalls vervollständigt. 


2. Der ermächtigte Ausführer vermerkt gegebenen- 
falls in Feld 13 „Ersuchen um Nachprüfung" der 
Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 die Be- 
zeichnung und Anschrift der zur Prüfung der 
Warenverkehrsbescheinigung befugten Zollbe- 
hörde. 


Artikel 8 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können bei 
den ermächtigten Ausführem jede Kontrolle vor- 
nehmen, die sie für erforderlich halten. Diese haben 
die Kontrollen zu dulden. 


Artikel 9 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können be- 
stimmte Warenarten von den in Artikel 1 vorge- 
sehenen Erleichterungen ausschließen. 


Artikel 10 

Dieser Beschluß läßt die Anwendung von Vorschrif- 
ten der Gemeinschaft, der Mitgliedstaaten und 
der Schweiz über den Gebrauch von Zollpapieren 
und über die Zollförmlichkeiten unberührt. 


Artikel 1 1 

Dieser Beschluß wird sinngemäß angewendet, wenn 
die in Artikel 13 Absatz 3 des Beschlusses Nr. 10/73 
des Gemischten Ausschusses bezeichneten Muster 
der Warenverkehrsbescheinigungen verwendet wer- 
den. 
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30 mm 

◄ ► 



(1) Kennbuchstabe oder Wappen des Ausfuhrstaates 

(2) Angaben über den ermächtigten Ausführer 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung des Beschlusses 
Nr. 1/74 des Gemischten Ausschusses EWG-Island zur Ergänzung und Änderung 
des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 
oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit 
der Verwaltungen und des Beschlusses Nr. 2/74 des Gemischten Ausschusses 
EWG-Island über das vereinfachte Verfahren bei der Ausstellung 


von Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 22. Juli 1972 ist ein Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtsdiaftsgemeinschaft und der Re- 
publik Island unterzeichnet worden, das am 
1. April 1973 in Kraft getreten ist. 

Gestützt auf Artikel 16 und 28 des Protokolls 
Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeug- 
nisse mit Ursprung in" oder „Ursprungserzeugnisse" 
und über die Zusammenarbeit der Verwaltungen, 
das Bestandteil des Abkommens ist, hat der Ge- 
mischte Ausschuß am den Beschluß 

Nr. 1/74 gefaßt, der das genannte Protokoll ergänzt 
und ändert. Gleichzeitig hat der Gemischte Aus- 
schuß am den Beschluß Nr. 2/74 

angenommen, durch den das Verfahren bei der Aus- 
stellung von Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1 
vereinfacht wird. 


1 


Diese Beschlüsse sollen in der Gemeinschaft ab 
1. September 1974 Anwendung finden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zur Durchführung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Republik Island finden der Beschluß Nr. 1/74 des 
Gemischten Ausschusses vom und der 

Beschluß Nr. 2/74 des Gemischten Ausschusses vom 
in der Gemeinschaft Anwendung. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1974 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 301 
vom 31. Dezember 1972, S. 2 
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Abkommen EWG-Island 
- Der Gemischte Ausschuß - 

Beschluß Nr. 1/74 des Gemischten Ausschusses zur Ergänzung und Änderung des Protokolls Nr. 3 
über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ 
und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das am 22. Juli 1972 in Brüssel Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Island, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf Artikel 28, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Beschluß Nr. 10/73 des Gemischten Ausschus- 
ses hat einige Vorschriften des Protokolls Nr. 3 er- 
gänzt und geändert, insbesondere Artikel 8. 

Es ist erforderlich, das Verfahren bei der Aus- 
stellung der Warenverkehrsbescheinigung festzu- 
legen, wenn diese sich auf Zubehör, Ersatzteile und 
Werkzeuge bezieht, die mit Geräten, Maschinen, 
Apparaten oder Fahrzeugen geliefert werden — 

BESCHLIESST: 


Einziger Artikel 

1. Artikel 8 des Protokolls Nr. 3 wird durch folgen- 
den Absatz ergänzt: 

„4. Zubehör, Ersatzteile und Werkzeuge, die mit 
Geräten, Maschinen, Apparaten oder Fahr- 
zeugen geliefert werden, werden mit diesen 
zusammen als Einheit angesehen, wenn sie 
als Bestandteil der Normalausrüstung in 
deren Preis enthalten sind oder nicht geson- 
dert in Rechnung gestellt werden." 

2. Der frühere Absatz 4 des Artikels 8 des Proto- 
kolls Nr. 3 wird Absatz 5, 

3. Die Worte „Artikel 8 Absatz 4" in der siebenten 
Zeile des ersten Absatzes von Artikel 16 des 
Protokolls Nr. 3 werden durch die Worte „Ar- 
tikel 8 Absatz 5" ersetzt. 

4. Die Worte „Artikel 8 Absatz 2 oder 4" in der 
ersten Zeile der Anmerkung. 9 zu den Artikeln 16 
und 22 im Anhang I des Protokolls Nr. 3 werden 
durch die Worte „Artikel 8 Absatz 2 oder 5" 
ersetzt. 
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Abkommen EWG-Island 
Der Gemischte Ausschuß 


Beschluß Nr. 2/74 des Gemischten Ausschusses vom 

zur Einführung eines vereinfachten Verfahrens für die Aussteliung 

der Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das am 22. Juli 1972 in Brüssel Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Island, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf die Artikel 16 und 28, 

in der Erwägung, daß die Förmlichkeiten bei der 
Ausstellung der Warenverkehrsbescheinigung 
EUR. 1 bei Personen, die häufig Ausfuhren tätigen, 
wesentlich vereinfacht werden können und daß diese 
Vereinfachung im einzelnen geregelt werden muß — 


BESCHLIESST: 

Artikel 1 

In Abweichung von Artikel 8 Absätze 1, 2 und 4 
und von den Artikeln 9 und 10 des Protokolls Nr. 3 
wird ein vereinfachtes Verfahren für die Ausstellung 
der Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 nach Maß- 
gabe der nachstehenden Vorschriften eingeführt. 


Artikel 2 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können einem 
Ausführer (Exporteur), der die Voraussetzungen des 
Artikels 3 erfüllt und Waren ausführen will, für die 
eine Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 ausge- 
stellt werden kann, nachstehend „ermächtigter Aus- 
führer" (Exporteur) genannt, zum Zweck der Aus- 
stellung einer Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 
unter den Voraussetzungen des Artikels 8 des Proto- 
kolls Nr. 3 gestatten, daß im Zeitpunkt der Ausfuhr 
auf die Gestellung der Ware und auf die Vorlage 
des Antrages auf Ausstellung einer Warenverkehrs- 
bescheinigung EUR. 1 verzichtet wird. 


Artikel 3 

1. Die Bewilligung gemäß Artikel 2 wird nur einem 
Ausführer erteilt, der häufig Waren ausführt und 
der jede Gewähr für die Kontrolle der Ursprungs- 
eigenschaft der Waren bietet, die die Zollbehör- 
den für erforderlich halten. 


2. Die Zollbehörden verweigern die Bewilligung 
einem Ausführer, der nicht die Gewähr bietet, 
die sie für erforderlich halten. 

3. Die Zollbehörden können die Bewilligung jeder- 
zeit widerrufen. Sie sind hierzu verpflichtet, 
wenn der ermächtigte Ausführer die in den vor- 
stehenden Absätzen genannten Voraussetzungen 
nicht mehr erfüllt oder die dort verlangte Ge- 
währ nicht mehr bietet. 


Artikel 4 

1. Die Zollbehörden legen in der Bewilligung fest, 
daß das Feld Nr. 11 „Sichtvermerk der Zollbe- 
hörde" der Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 

a) entweder im voraus mit dem Abdruck des 
Stempels der befugten Zollstelle des Aus- 
fuhrstaates sowie der eigenhändigen Unter- 
schrift eines Beamten dieser Zollstelle oder 
des Abdrucks dieser Unterschrift versehen 
wird, oder 

b) von dem ermächtigten Ausführer mit dem 
Abdruck eines von den Zollbehörden des 
Ausfuhrstaates zugelassenen Sonderstempels 
versehen wird, der dem Muster im Anhang 
entspricht. Dieser Stempelabdruck kann in die 
Formblätter eingedruckt werden. 

2. In den Fällen des Absatzes 1 Buchstabe a) ent- 

hält das Feld Nr. 7 „Bemerkungen" der Waren- 
verkehrsbescheinigung EUR. 1 einen der folgen- 
den Vermerke: „Vereinfachtes Verfahren", 
„Forenklet procedure", „Simplified procedure", 
„Procedure simplifiee". Procedura semplificata", 
„ Vereenvoudigde procedure" , „ EINFÖLDUN 

AFGREIDSLU". 

3. Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können für 
den Fall des vereinfachten Verfahrens die Ver- 
wendung von Warenverkehrsbescheinigungen 
EUR. 1 vorschreiben, die mit einem Unterschei- 
dungszeichen versehen sind. 


Artikel 5 

1. Die Zollbehörden vermerken in der Bewilligung 
insbesondere: 
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a) die Voraussetzungen, nach denen die An- 
träge auf Ausstellung von Warenverkehrs- 
bescheinigungen EUR. 1 zu stellen sind; 

b) die Voraussetzungen, nach denen diese An- 
träge sowie die nach Maßgabe Von Artikel 8 
Absatz 2 des Protokolls Nr. 3 ausgestellten 
Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1, auf 
deren Grundlage weitere Warenverkehrsbe- 
gungen EUR. 1 ausgestellt wurden, für min- 
destens zwei Jahre aufzubewahren sind; 

c) außerdem in den Fällen des Artikels 4 Ab- 
satz 1 Buchstabe b die Zollbehörden, die für 
die nachträgliche Kontrolle im Sinne von 
Artikel 19 des Beschlusses Nr, 3/73 des Ge- 
mischten Ausschusses zuständig sind. 

2. Der ermächtigte Ausführer kann verpflichtet wer- 
den, die Zollbehörden nach einem von diesen 
festgelegten Verfahren von dem beabsichtigten 
Versand der Waren zu unterrichten, um der zu- 
ständigen Zollstelle die Möglichkeit zu geben, 
vor Abgang der Ware eine Kontrolle durchzu- 
führen. 


Artikel 6 

Wenn im Rahmen des vereinfachten Verfahrens 
Artikel 20 des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten 
Ausschusses angewendet wird, werden die in diesem 
Artikel bezeichneten Angaben entweder durch Hin- 
zufügung eines Abdrucks des Stempels der zustän- 
digen Zollstelle des Ausfuhrstaates oder des Son- 
derstempels nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b 
bestätigt. Letzterer kann im Formblatt eingedruckt 
sein. 


Artikel 7 

1. In den Fällen des Artikels 4 Absatz 1 wird das 
Feld „Sichtvermerk der Zollbehörde" der Waren- 


verkehrsbescheinigung EUR. 1 vom ermächtigten 
Ausführer gegebenenfalls vervollständigt. 

2. Der ermächtigte Ausführer vermerkt gegebenen- 
falls in Feld 13 „Ersuchen um Nachprüfung" der 
Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 die Be- 
zeichnung und Anschrift der zur Prüfung der 
Warenverkehrsbescheinigung befugten Zollbe- 
hörde. 


Artikel 8 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können bei 
den ermächtigten Ausführern jede Kontrolle vor- 
nehmen, die sie für erforderlich halten. Diese haben 
die Kontrollen zu dulden. 


Artikel 9 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können be- 
stimmte Warenarten von den in Artikel 1 vorge- 
sehenen Erleichterungen ausschließen. 


Artikel 10 

Dieser Beschluß läßt die Anwendung von Vorschrif- 
ten der Gemeinschaft, der Mitgliedstaaten und 
Islands über den Gebrauch von Zollpapieren und 
über die Zollförmlichkeiten unberührt. 


Artikel 1 1 

Dieser Beschluß wird sinngemäß angewendet, wenn 
die in Artikel 13 Absatz 3 des Beschlusses Nr. 10/73 
des Gemischten Ausschusses bezeichneten Muster 
der Warenverkehrsbescheinigungen verwendet wer- 
den. 
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(1) Kennbuchstabe oder Wappen des Ausfuhrstaates 

(2) Angaben über den ermächtigten Ausführer 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung des Beschlusses 
Nr. 1/74 des Gemischten Ausschusses EWG-Norwegen zur Ergänzung und Änderung 
des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 
oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit 
der Verwaltungen und des Beschlusses Nr. 2/74 des Gemischten Ausschusses 
EWG-Norwegen über das vereinfachte Verfahren bei der Ausstellung 


von Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 14. Mai 1973 ist ein Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem 
Königreich Norwegen^) unterzeichnet worden, das 
am 1. Juli 1973 in Kraft getreten ist. 

Gestützt auf Artikel 16 und 28 des Protokolls 
Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeug- 
nisse mit Ursprung in" oder „Ursprungserzeugnisse" 
und über die Zusammenarbeit der Verwaltungen, 
das Bestandteil des Abkommens ist, hat der Ge- 
mischte Ausschuß am 12, Juni 1974 den Beschluß 
Nr. 1/74 gefaßt, der das genannte Protokoll ergänzt 
und ändert. Gleichzeitig hat der Gemischte Aus- 
schuß am den Beschluß Nr. 2/74 

angenommen, durch den das Verfahren bei der Aus- 
stellung von Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1 
vereinfacht wird. 


1 


Diese Beschlüsse sollen in der Gemeinschaft ab 
1. September 1974 Anwendung finden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zur Durchführung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem 
Königreich Norwegen finden der Beschluß Nr. 1/74 
des Gemischten Ausschusses vom 12. Juni 1974 und 
der Beschluß Nr. 2/74 des Gemischten Ausschusses 
vom in der Gemeinschaft Anwendung. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1, September 1974 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 171 
vom 17. Juni 1973, S. 2 
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Abkommen EWG-Norwegen 
-Der Gemischte Ausschuß - 

Beschluß Nr. 1/74 des Gemischten Ausschusses zur Ergänzung und Änderung des Protokolls Nr. 3 
über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ 
und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das am 14. Mai 1973 in Brüssel Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Nor- 
wegen, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf Artikel 28, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Beschluß Nr. 7/73 des Gemischten Ausschus- 
ses hat einige Vorschriften des Protokolls Nr. 3 er- 
gänzt und geändert, insbesondere Artikel 8. 

Es ist erforderlich, das Verfahren bei der Aus- 
stellung der Warenverkehrsbesdieinigung festzu- 
legen, wenn diese sich auf Zubehör, Ersatzteile und 
Werkzeuge bezieht, die mit Geräten, Maschinen, 
Apparaten oder Fahrzeugen geliefert werden — 


BESCHLIESST: 


Einziger Artikel 

1. Artikel 8 des Protokolls Nr. 3 wird durch folgen- 
den Absatz ergänzt: 

„4. Zubehör, Ersatzteile und Werkzeuge, die mit 
Geräten, Maschinen, Apparaten oder Fahr- 
zeugen geliefert werden, werden mit diesen 
zusammen als Einheit angesehen, wenn sie 
als Bestandteil der Normalausrüstung in 
deren Preis enthalten sind oder nicht geson- 
dert in Rechnung gestellt werden." 

2. Der frühere Absatz 4 des Artikels 8 des Proto- 
kolls Nr. 3 wird Absatz. 5 

3. Die Worte „Artikel 8 Absatz 4" in der siebenten 
Zeile des ersten Absatzes von Artikel 16 des 
Protokolls Nr. 3 werden durch die Worte „Ar- 
tikel 8 Absatz 5" ersetzt. 

4. Die Worte „Artikel 8 Absatz 2 oder 4" in der 
ersten Zeile der Anmerkung 9 zu den Artikeln 16 
und 22 im Anhang I des Protokolls Nr. 3 werden 
durch die Worte „Artikel 8 Absatz 2 oder 5" 
ersetzt. 
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Abkommen EWG-Norwegen 
Der Gemischte Ausschuß 


Beschluß Nr. 2/74 des Gemischten Ausschusses vom 

zur Einführung eines vereinfachten Verfahrens für die Ausstellung 

der Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das am 14. Mai 1973 in Brüssel Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Nor- 
wegen, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in'" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf die Artikel 16 und 28, 

in der Erwägung, daß die Förmlichkeiten bei der 
Ausstellung der Warenverkehrsbescheinigung 
EUR. 1 bei Personen, die häufig Ausfuhren tätigen, 
wesentlich vereinfacht werden können und daß diese 
Vereinfachung im einzelnen geregelt werden muß — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

In Abweichung von Artikel 8 Absätze 1, 2 und 4 
und von den Artikeln 9 und 10 des Protokolls Nr. 3 
wird ein vereinfachtes Verfahren für die Ausstellung 
der Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 nach Maß- 
gabe der nachstehenden Vorschriften eingeführt. 

A r t i k e 1 2 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können einem 
Ausführer (Exporteur), der die Voraussetzungen des 
Artikels 3 erfüllt und Waren ausführen will, für die 
eine Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 ausge- 
stellt werden kann, nachstehend „ermächtigter Aus- 
führer" (Exporteur) genannt, zum Zweck der Aus- 
stellung einer Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 
unter den Voraussetzungen des Artikels 8 des Proto- 
kolls Nr. 3 gestatten, daß im Zeitpunkt der Ausfuhr 
auf die Gestellung der Ware und auf die Vorlage 
des Antrages auf Ausstellung einer Warenverkehrs- 
bescheinigung EUR. 1 verzichtet wird. 


Artikel 3 

1. Die Bewilligung gemäß Artikel 2 wird nur einem 
Ausführer erteilt, der häufig Waren ausführt und 
der jede Gewähr für die Kontrolle der Ursprungs- 
eigenschaft der Waren bietet, die die Zollbehör- 
den für erforderlich halten. 


2. Die Zollbehörden verweigern die Bewilligung 
einem Ausführer, der nicht die Gewähr bietet, 
die sie für erforderlich halten. 

3. Die Zollbehörden können die Bewilligung jeder- 
zeit widerrufen. Sie sind hierzu verpflichtet, 
wenn der ermächtigte Ausführer die in den vor- 
stehenden Absätzen genannten Voraussetzungen 
nicht mehr erfüllt oder die dort verlangte Ge- 
währ nicht mehr bietet. 

Artikel 4 

1. Die Zollbehörden legen in der Bewilligung fest, 
daß das Feld Nr. 11 „Sichtvermerk der Zollbe- 
hörde" der Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 

a) entweder im voraus mit dem Abdruck des 
Stempels der befugten Zollstelle des Aus- 
fuhrstaates sowie der eigenhändigen Unter- 
schrift eines Beamten dieser Zollstelle oder 
des Abdrucks dieser Unterschrift versehen 
wird, oder 

b) von dem ermächtigten Ausführer mit dem 
Abdruck eines von den Zollbehörden des 
Ausfuhrstaates zugelassenen Sonderstempels 
versehen wird, der dem Muster im Anhang 
entspricht. Dieser Stempelabdruck kann in die 
Formblätter eingedruckt werden. 

2. In den Fällen des Absatzes 1 Buchstabe a) ent- 
hält das Feld Nr. 7 „Bemerkungen" der Waren- 
verkehrsbescheinigung EUR. 1 einen der folgen- 
den Vermerke: „Vereinfachtes Verfahren", 
„Forenklet procedure", „Simplified procedure", 
„Procedure simplifiee". Procedura semplificata", 
„Vereenvoudigde procedure", „Forenklet prose- 
dyre". 

3. Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können für 
den Fall des vereinfachten Verfahrens die Ver- 
wendung von Warenverkehrsbescheinigungen 
EUR. 1 vorschreiben, die mit einem Unterschei- 
dungszeichen versehen sind. 

Artikel 5 

1. Die Zollbehörden vermerken in der Bewilligung 
insbesondere: 

a) die Voraussetzungen, nach denen die An- 
träge auf Ausstellung von Warenverkehrs- 
bescheinigungen EUR. 1 zu stellen sind; 
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b) die Voraussetzungen, nach denen diese An- 
träge sowie die nach Maßgabe von Artikel 8 
Absatz 2 des Protokolls Nr. 3 ausgestellten 
Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1, auf 
deren Grundlage weitere Warenverkehrs- 
bescheinigungen EUR. 1 ausgestellt wurden, 
für mindestens zwei Jahre aufzubewahren 
sind; 

c) außerdem in den Fällen des Artikels 4 Ab- 
satz 1 Buchstabe b die Zollbehörden, die für 
die nachträgliche Kontrolle im Sinne von 
Artikel 19 des Beschlusses Nr. 3/73 des Ge- 
mischten Ausschusses zuständig sind. 

2. Der ermächtigte Ausführer kann verpflichtet wer- 
den, die Zollbehörden nach einem von diesen 
festgelegten Verfahren von dem beabsichtigten 
Versand der Waren zu unterrichten, um der zu- 
ständigen Zollstelle die Möglichkeit zu geben, 
vor Abgang der Ware eine Kontrolle durchzu- 
führen. 

Artikel 6 

Wenn im Rahmen des vereinfachten Verfahrens 
Artikel 20 des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten 
Ausschusses angewendet wird, werden die in diesem 
Artikel bezeichneten Angaben entweder durch Hin- 
zufügung eines Abdrucks des Stempels der zustän- 
digeti Zollstelle des Ausfuhrstaates oder des Son- 
derstempels nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b 
bestätigt. Letzterer kann im Formblatt eingedruckt 
sein. 

Artikel 7 

1. In den Fällen des Artikels 4 Absatz 1 wird das 
Feld „Sichtvermerk der Zollbehörde" der Waren- 
verkehrsbescheinigung EUR. 1 vom ermächtigten 
Ausführer gegebenenfalls vervollständigt. 


2. Der ermächtigte Ausführer vermerkt gegebenen- 
falls in Feld 13 „Ersuchen um Nachprüfung" der 
Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 die Be- 
zeichnung und Anschrift der zur Prüfung der 
Warenverkehrsbescheinigung befugten Zollbe- 
hörde, 


Artikel 8 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können bei 
den ermächtigten Ausführern jede Kontrolle vor- 
nehmen, die sie für erforderlich halten. Diese haben 
die Kontrollen zu dulden. 


Artikel 9 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können be- 
stimmte Warenarten von den in Artikel 1 vorge- 
sehenen Erleichterungen ausschließen. 


Artikel 10 

Dieser Beschluß läßt die Anwendung von Vorschrif- 
ten der Gemeinschaft, der Mitgliedstaaten und 
Norwegens über den Gebrauch von Zollpapieren 
und über die Zollförmlichkeiten unberührt. 


Artikel 11 

Dieser Beschluß wird sinngemäß angewendet, wenn 
die in Artikel lß Absatz 3 des Beschlusses Nr. 7/73 
des Gemischten Ausschusses bezeichneten Muster 
der Warenverkehrsbescheinigungen verwendet wer- 
den. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung des Beschlusses 
Nr. 8/74 des Gemischten Ausschusses EWG-FInnland zur Ergänzung und Änderung 
des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 
oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit 
der Verwaltungen und des Beschlusses Nr. 9/74 des Gemischten Ausschusses 
EWG-Finniand über das vereinfachte Verfahren bei der Ausstellung 
von Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päisdien Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 5. Oktober 1973 ist ein Abkommen zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Republik Finnland^) unterzeichnet worden, das am 
1. Januar 1974 in Kraft getreten ist. 

Gestützt auf Artikel 16 und 28 des Protokolls 
Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeug- 
nisse mit Ursprung in" oder „Ursprungserzeugnisse" 
und über die Zusammenarbeit der Verwaltungen, 
das Bestandteil des Abkommens ist, hat der Ge- 
mischte Ausschuß am den Beschluß 

Nr. 8/74 gefaßt, der das genannte Protokoll ergänzt 
und ändert. Gleichzeitig hat der Gemischte Aus- 
schuß am den Beschluß Nr. 9/74 

angenommen, durch den das Verfahren bei der Aus- 
stellung von Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1 
vereinfacht wird. 


Diese Beschlüsse sollen in der Gemeinschaft ab 
1. September 1974 Anwendung finden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zur Durchführung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Republik Finnland finden der Beschluß Nr. 8/74 des 
Gemischten Ausschusses vom und der 

Beschluß Nr. 9/74 des Gemischten Ausschusses vom 
in der Gemeinschaft Anwendung. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1974 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 328 
vom 28. November 1973, S. 2 
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Abkommen EWG-Finnland 
- Der Gemischte Ausschuß - 

Beschluß Nr. 8/74 des Gemischten Ausschusses zur Ergänzung und Änderung des Protokolls Nr. 3 
über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ 
und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das am 5. Oktober 1973 in Brüssel 
Unterzeichnete Abkommen zwischen der Europäi- 
sehen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik 
Finnland, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf Artikel 28, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Beschluß Nr. 3/74 des Gemischten Ausschus- 
ses hat einige Vorschriften des Protokolls Nr. 3 er- 
gänzt imd geändert, insbesondere Artikel 8. 

Es ist erforderlich, das Verfahren bei der Aus- 
stellung der Warenverkehrsbescheinigung festzu- 
legen, wenn diese sich auf Zubehör, Ersatzteile und 
Werkzeuge bezieht, die mit Geräten, Maschinen, 
Apparaten oder Fahrzeugen geliefert werden — 

BESCHLIESST: 


Einziger Artikel 

1. Artikel 8 des Protokolls Nr. 3 wird durch folgen- 
den Absatz ergänzt: 

„4. Zubehör, Ersatzteile und Werkzeuge, die mit 
Geräten, Maschinen, Apparaten oder Fahr- 
zeugen geliefert werden, werden mit diesen 
zusammen als Einheit angesehen, wenn sie 
als Bestandteil der Normalausrüstung in 
deren Preis enthalten sind oder nicht geson- 
dert in Rechnung gestellt werden." 

2. Der frühere Absatz 4 des Artikels 8 des Proto- 
kolls Nr. 3 wird Absatz. 5 

3. Die Worte „Artikel 8 Absatz 4" in der siebenten 
Zeile des ersten Absatzes von Artikel 16 des 
Protokolls Nr. 3 werden durch die Worte „Ar- 
tikel 8 Absatz 5" ersetzt. 

4. Die Worte „Artikel 8 Absatz 2 oder 4" in der 
ersten Zeile der Anmerkung 9 zu den Artikeln 16 
und 22 im Anhang I des Protokolls Nr. 3 werden 
durch die Worte „Artikel 8 Absatz 2 oder 5" 
ersetzt. 
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Abkommen EWG-Finnland 
Der Gemischte Ausschuß 

Beschluß Nr. 9/74 des Gemischten Ausschusses vom 

zur Einführung eines vereinfachten Verfahrens für die Ausstellung 

der Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das am 5. Oktober 1973 in Brüssel 
Unterzeichnete Abkommen zwischen der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik 
Finnlandr 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf die Artikel 16 und 28, 

in der Erwägung, daß die Förmlichkeiten bei der 
Ausstellung der Warenverkehrsbescheinigung 
EUR. 1 bei Personen, die häufig Ausfuhren tätigen, 
wesentlich vereinfacht werden können und daß diese 
Vereinfachung im einzelnen geregelt werden muß — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

In Abweichung von Artikel 8 Absätze 1, 2 und 4 
und von den Artikeln 9 und 10 des Protokolls Nr. 3 
wird ein vereinfachtes Verfahren für die Ausstellung 
der Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 nach Maß- 
gabe der nachstehenden Vorschriften eingeführt. 


Artikel 2 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können einem 
Ausführer (Exporteur), der die Voraussetzungen des 
Artikels 3 erfüllt und Waren ausführen will, für die 
eine Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 ausge- 
stellt werden kann, nachstehend „ermächtigter Aus- 
führer" (Exporteur) genannt, zum Zweck der Aus- 
stellung einer Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 
unter den Voraussetzungen des Artikels 8 des Proto- 
kolls Nr. 3 gestatten, daß im Zeitpunkt der Ausfuhr 
auf die Gestellung der Ware und auf die Vorlage 
des Antrages auf Ausstellung einer Warenverkehrs- 
bescheinigung EUR. 1 verzichtet wird. 


Artikel 3 

1. Die Bewilligung gemäß Artikel 2 wird nur einem 
Ausführer erteilt, der häufig Waren ausführt und 
der jede Gewähr für die Kontrolle der Ursprungs- 
eigenschaft der Waren bietet, die die Zollbehör- 
den für erforderlich halten. 


2. Die Zollbehörden verweigern die Bewilligung 
einem Ausführer, der nicht die Gewähr bietet, 
die sie für erforderlich halten. 

3. Die Zollbehörden können die Bewilligung jeder- 
zeit widerrufen. Sie sind hierzu verpflichtet, 
wenn der ermächtigte Ausführer die in den vor- 
stehenden Absätzen genannten Voraussetzungen 
nicht mehr erfüllt oder die dort verlangte Ge- 
währ nicht mehr bietet. 


Artikel 4 

1. Die Zollbehörden legen in der Bewilligung fest, 
daß das Feld Nr. 11 „Sichtvermerk der Zollbe- 
hörde" der Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 

a) entweder im voraus mit dem Abdruck des 
Stempels der befugten Zollstelle des Aus- 
fuhrstaates sowie der eigenhändigen Unter- 
schrift eines Beamten dieser Zollstelle oder 
des Abdrucks dieser Unterschrift versehen 
wird, oder 

b) von dem ermächtigten Ausführer mit dem 
Abdruck eines von den Zollbehörden des 
Ausfuhrstaates zugelassenen Sonderstempels 
versehen wird, der dem Muster im Anhang 
entspricht. Dieser Stempelabdruck kann in die 
Formblätter eingedruckt werden. 

2. In den Fällen des Absatzes 1 Buchstabe a ent- 
hält das Feld Nr. 7 „Bemerkungen" der Waren- 
verkehrsbescheinigung EUR. 1 einen der folgen- 
den Vermerke: „Vereinfachtes Verfahren", 
„Forenklet procedure", „Simplified procedure", 
„Procedure simplifee", „Procedura semplificata", 
„Vereenvoudigde procedure", „Yksjnkertaj stettu 
menettely", „Forenklad procedur". 

3. Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können für 
den Fall des vereinfachten Verfahrens die Ver- 
wendung von Warenverkehrsbescheinigungen 
EUR. 1 vorschreiben, die mit einem Unterschei- 
dungszeichen versehen sind. 

Artikel 5 

1. Die Zollbehörden vermerken in der Bewilligung 
insbesondere: 

a) die Voraussetzungen, nach denen die An- 
träge auf Ausstellung von Warenverkehrs- 
bescheinigungen EUR. 1 zu stellen sind; 
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b) die Voraussetzungen, nach denen diese An- 
träge sowie die nach Maßgabe von Artikel 8 
Absatz 2 des Protokolls Nr. 3 ausgestellten 
Warenverkehrsbescheinigungen EUR. 1, auf 
deren Grundlage weitere Warenverkehrs- 
bescheinigungen EUR. 1 ausgestellt wurden, 
für mindestens zwei Jahre aufzubewahren 
sind; 

c) außerdem in den Fällen des Artikels 4 Ab- 
satz 1 Buchstabe b die Zollbehörden, die für 
die nachträgliche Kontrolle im Sinne von 
Artikel 18 des Beschlusses Nr. 4/74 des Ge- 
mischten Ausschusses zuständig sind. 

2. Der ermächtigte Ausführer kann verpflichtet wer- 
den, die Zollbehörden nach einem von diesen 
festgelegten Verfahren von dem beabsichtigten 
Versand der Waren zu unterrichten, um der zu- 
ständigen Zollstelle die Möglichkeit zu geben, 
vor Abgang der Ware eine Kontrolle durchzu- 
führen. 

Artikel 6 

Wenn im Rahmen des vereinfachten Verfahrens 
Artikel 19 des Beschlusses Nr. 4/74 des Gemischten 
Ausschusses angewendet wird, werden die in diesem 
Artikel bezeichneten Angaben entweder durch Hin- 
zufügung eines Abdrucks des Stempels der zustän- 
digen Zollstelle des Ausfuhrstaates oder des Son- 
derstempels nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b 
bestätigt. Letzterer kann im Formblatt eingedruckt 
sein. 

Artikel 7 

1. In den Fällen des Artikels 4 Absatz 1 wird das 
Feld „Sichtvermerk der Zollbehörde" der Waren- 
verkehrsbescheinigung EUR. 1 vom ermächtigten 
Ausführer gegebenenfalls vervollständigt. 


2. Der ermächtigte Ausführer vermerkt gegebenen- 
falls in Feld 13 „Ersuchen um Nachprüfung" der 
Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 die Be- 
zeichnung und Anschrift der zur Prüfung der 
Warenverkehrsbescheinigung befugten Zollbe- 
hörde. 


Artikel 8 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können bei 
den ermächtigten Ausführern jede Kontrolle vor- 
nehmen, die sie für erforderlich halten. Diese haben 
die Kontrollen zu dulden. 


Artikel 9 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaates können be- 
stimmte Warenarten von den in Artikel 1 vorge- 
sehenen Erleichterungen ausschließen. 


Artikel 10 

Dieser Beschluß läßt die Anwendung von Vorschrif- 
ten der Gemeinschaft, der Mitgliedstaaten und 
Finnlands über den Gebrauch von Zollpapieren und 
über die Zollförmlichkeiten unberührt. 


Artikel 11 

Dieser Beschluß wird sinngemäß angewendet, wenn 
die in Artikel 9 Absatz 3 des Beschlusses Nr. 3/74 
des Gemischten Ausschusses bezeichneten Muster 
der Warenverkehrsbescheinigungen verwendet wer- 
den. 


34 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


30 mm 




◄ 

► 

i 


(1)' 

EUR. 1 

a 

a 




o 

CO 



(2) 


r 




(1) Kennbuchstabe oder Wappen des Ausfuhrstaates 

(2) Angaben über den ermächtigten Ausführer 


Drucksache 7/ 2445 


Anhang 


35 



Drucksache 7/2445 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Begründung 


Die durch die verschiedenen Abkommen zwischen 
der EWG und den EFTA-Staaten eingesetzten Ge- 
mischten Ausschüsse haben jeweils zwei Beschlüsse 
gefaßt - oder werden dies in naher Zukunft tun 
die sich auf die Zollverfahren im Rahmen der Ab- 
kommen beziehen. 

Der erste Beschluß ergänzt und ändert das den Ab- 
kommen als Anlage beigefügte Protokoll Nr. 3. Es 
handelt sich dabei im wesentlichen um eine Ände- 
rung von Artikel 8 dieses Protokolls, die eine Ver- 
einfachung der bestehenden Verfahren bewirken 
soll, soweit sie Zubehör, Werkzeug und Ersatzteile 
betreffen, die zusammen mit den betreffenden Ge- 
räten, Maschinen, Apparaten oder Fahrzeugen ge- 
liefert werden. 

Es ist zu bemerken, daß die Gemischten Ausschüsse 
bei der Annahme dieses Besdilusses übereingekom- 
men sind - oder Übereinkommen werden -, die 
folgende Erklärung in das Protokoll der Sitzung 
aufzunehmen: 

„Es ist davon auszugehen, daß die Bestimmungen 
des neuen Absatzes 4 von Artikel 8 des Protokolls 
Nr. 3 der Anwendung von Artikel 5 Absatz 3 bei 
den betreffenden Geräten, Maschinen, Apparaten 
oder Fahrzeugen nicht entgegenstehen. 

Außerdem ist davon auszugehen, daß die Bestim- 
mungen des neuen Absatzes 4 von Artikel 8 des 
Protokolls Nr. 3 der Anwendung von Absatz 3 des 
gleichen Artikels nicht entgegenstehen." 


Der zweite Beschluß sdiafft ein vereinfachtes Ver- 
fahren bei der Ausstellung von Warenverkehrsbe- 
scheinigungen EUR. 1. Dieses Verfahren erlaubt 
einer Anzahl von im voraus zu ermächtigenden 
Ausführern, in den Genuß einer Erleichterung der 
Ausfuhrförmlichkeiten zu gelangen, sei es durdi die 
Vorab ausstellung der EUR. 1 durch die Zollstelle, 
sei es durch die Möglichkeit, die gegeben werden 
kann, die Warenverkehrsbesdieinigung unter Ver- 
wendung eines besonderen Stempels selbst auszu- 
stellen. 

Es ist das Ziel der sieben Verordnungsentwürfe, die 
beiden vorgenannten Beschlüsse für jedes Abkom- 
men in der Gemeinschaft zur Anwendung zu brin- 
gen. 

Obwohl diese Beschlüsse von einigen Gemischten 
Aussdiüssen noch nicht förmlich angenommen wor- 
den sind, hält es die Kommission nicht für ange- 
bracht, deswegen das Verfahren zum Inkraftsetzen 
durch den Rat zu verzögern, da die Besdilüsse zum 
einen für alle Abkommen der EWG mit den EFTA- 
Staaten gleich sind, und es sich zum anderen um 
Texte handelt, die dem Rat bereits als gemeinsame 
Haltung der Gemeinschaft unterbreitet worden sind, 
bevor sie den Gemischten Ausschüssen vorgelegt 
wurden. 

Es wird dem Rat demgemäß vorgeschlagen, die sie- 
ben beigefügten Verordnungen zu erlassen, damit 
ihr Inkrafttreten spätestens zum 1. September 1974 
erfolgen kann. 
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